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Fake-News und Hass-Botschaften, Social
Bots und gezielte Desinformation – nicht
erst seit der Wahl von Donald Trump zum
US-Pr�sidenten machen sich viele Men-
schen Sorgen um die digitale Kommunika-
tion. Die verbale Verrohung im Netz und
Manipulationen der Meinungsbildung sind
tats�chlich eine Gefahr f�r unsere Demo-
kratie. Aber bei allen �berlegungen was
zu tun ist, sollten wir ohne Technikfeind-
lichkeit diskutieren. Wir brauchen keine di-
gitale Angstdebatte, und es sollte auch nie-
mand glauben, gesellschaftliche Probleme

ließen sich kurzerhand per Gesetz
aus der Welt schaffen.
Das Internet ist und bleibt ein Segen
f�r die Meinungsfreiheit, ein großar-
tiges Werkzeug f�r die Demokratie.
Es erweitert die Mçglichkeiten der
Teilhabe, erleichtert den Wissens-
zugang und verbessert die Chancen
demokratischer Vernetzung. Unser
Grundgesetz garantiert die Mei-

nungsfreiheit – auch im Netz. Aber es gibt
eine Grenze des Erlaubten: Beleidigung,
Volksverhetzung, die Billigung oder Andro-
hung von Straftaten – all das sind strafbare
Handlungen, offline wie online. Es ist gut,
dass die Justiz inzwischen immer çfter und
schneller gegen verbale Hasskriminalit�t im
Netz vorgeht. So wurde etwa in W�rzburg ein
Mann zu einen Jahr und sechs Monaten Ge-
f�ngnis verurteilt, nachdem er bei Facebook
gegen Fl�chtlinge, Ausl�nder und Juden ge-
hetzt sowie zu Gewalt und Mord aufgerufen
hatte. Solche Urteile sind wichtige Signale.
Aber auch die Plattformbetreiber m�ssen
mehr tun. Weil sich gezeigt hat, dass bloße
Appelle hier nicht ausreichen, will ich Unter-
nehmen wie Facebook per Gesetz dazu anhal-
ten, rechtswidrige Inhalte schneller zu lç-
schen. Sie sollen ein wirksames Beschwerde-
management einrichten und rechtswidrige In-
halte regelm�ßig innerhalb von 24 Stunden
lçschen. Außerdem sollen sie çffentlich be-
richten, wie sie auf die eingegangen Be-
schwerden reagiert haben. Damit diese Vor-
gaben beachtet werden, muss bei Verstçßen
ein saftiges Bußgeld drohen. Alles, was es
sonst an abstoßenden und h�sslichen �uße-
rungen im Netz gibt, aber nicht strafbar ist –
all das muss und kann eine lebendige Demo-
kratie aushalten.
Die bessere Durchsetzung der geltenden Ge-
setze im Netz hilft auch beim Kampf gegen

Fake-News. Gef�lschte Nachrichten sind
Gift f�r unsere Debattenkultur. Wir m�ssen
deshalb alles tun, um digitale Desinformati-
onskampagnen so fr�h wie mçglich zu stop-
pen. Allerdings werden wir in einer demokra-
tischen Gesellschaft, in der die Meinungs-
freiheit gilt, keine staatliche Wahrheitsbe-
hçrde einrichten, die entscheidet, was L�ge
ist und was nicht. Viele Arten von Fake-
News sind aber ohnehin rechtwidrig – weil
sie Straftatbest�nde wie �ble Nachrede, Ver-
leumdung oder die Vort�uschung von Straf-
taten erf�llen oder weil sie das allgemeine

Persçnlichkeitsrecht desjenigen verletzen,
der von der Falschmeldung betroffen ist. Es
ist gut, dass Facebook inzwischen auch selbst
gegen Fake-News verst�rkt vorgehen will.
Und was Social Bots angeht, so sollten gera-
de im anstehenden Bundestagswahlkampf al-
le Parteien auf deren Einsatz verzichten. Sol-
che manipulativen Meinungsroboter passen
nicht zur demokratischen Selbstbestimmung.
Die wichtigste Strategie gegen Hass, L�gen
und Manipulationen im Netz lautet f�r mich
aber: Aufkl�rung. Heute kçnnen bereits
Kleinkinder ein Smartphone bedienen. Aber
es reicht nicht, nur den Umgang mit der Tech-
nik zu erlernen. Medienkompetenz bedeutet
auch, Urteilsvermçgen und kritisches Denken
zu schulen, die F�higkeit, Fake-News zu iden-
tifizieren und Social Bots zu erkennen. Je
m�ndiger wir B�rgerinnen und B�rger auch
im Netz sind, desto geringer sind die Risiken
der Manipulation. Es ist gut, dass es auch on-
line inzwischen ein breites gesellschaftliches
Engagement gibt: Ich denke an Anti-Hass-
Gruppen wie #Ichbinhier oder We’re wat-
ching you. Die Seite mimikama.at gibt zudem
Tipps, wie man Fake-News erkennt und ent-
tarnt verbreitete L�genmeldungen. Die
schweigende Mehrheit darf auch im Netz
nicht l�nger schweigen und zulassen, dass
eine lautstarke Minderheit den Ton angibt.
Nicht das Beschwçren digitaler Horrorszena-
rien oder ein �berbietungswettbewerb beim
Ruf nach staatlichen Verboten lçst die aktu-
ellen Herausforderungen, sondern nur ein
kluger Mix aus staatlicher Rechtsdurchset-
zung, Compliance und sozialer Verantwor-
tung der Unternehmen sowie dem selbstbe-
wussten Engagement kritischer B�rgerinnen
und B�rger. Mit diesem Dreiklang werden
das Internet und die digitale Kommunikation
auch k�nftig nicht Fluch, sondern Segen f�r
unsere Demokratie bleiben.
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